
Koopmann, Georg

Article  —  Digitized Version

Handelspolitik der EG im Zeichen des Binnenmarktes

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Koopmann, Georg (1989) : Handelspolitik der EG im Zeichen des Binnenmarktes,
Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Verlag Weltarchiv, Hamburg, Vol. 69, Iss. 8, pp. 405-412

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/136549

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/136549
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


EG-HANDELSPOLITIK

Georg Koopmann

Handelspolitik der EG im Zeichen 
des Binnenmarktes

Im Weißbuch der EG-Kommission zur Vollendung des Binnenmarktes heißt es zu den 
Drittlandsbeziehungen der EG: „D ie handelspolitische Identität der Gemeinschaft (muß) 

konsolidiert werden, damit anderen Handelspartnern nicht die Vorteile des größeren 
Gemeinschaftsmarktes geboten werden, ohne daß sie selbst Zugeständnisse machen. 
An der Vieldeutigkeit dieser Aussage hat sich freilich eine hitzige Diskussion entzündet, 

deren häufigste Vokabel zweifellos die „Festung Europa“ ist. Ist dieses Bollwerk ein
Phantom oder eine konkrete Gefahr?

Die EG ist die bedeutendste Handelsm acht und zu ­
gleich der größte Auslandsinvestor in der Welt. 

Rund ein Fünftel des W e lte x p o rts -d e n  Außenhandel in 
der EG nicht gerechnet -  en tfä llt auf die Gem einschaft, 
während die USA und Japan jew eils etwa ein Achtel be­
streiten. Der Export in D rittländer hat zwar nicht m ehr 
die gleiche Bedeutung w ie der innergem einschaftliche 
Handel -  Tabelle 1 zeigt d ies am Beispiel der Industrie­
güter - ,  aber eine „quan tité  négligeable" ist er keines­
wegs. Im m erhin ist im Jahre 1986 etwa ein S iebtel der in­
dustriellen Bruttoproduktion der EG in D rittländer expor­
tiert worden (vgl. Tabelle 2). Rund ein Drittel d ieser Ex­
porte geht in Entw icklungsländer, die insgesam t mehr 
EG-Produkte aufnehm en als die EFTA-Länder und die 
USA; von geringer Bedeutung als Absatzm arkt der euro­
päischen Industrie ist Japan (vgl. Tabelle 3).

Intensiver Handelsaustausch

Die G em einschaft erscheint auch relativ offen gegen­
über Importen. Industriegüter aus Drittländern erzielen 
einen M arktanteil von über 10% . Die Im portdurchdrin­
gung ist dam it niedriger als in den USA (und hat auch 
nicht in gleichem  Maße zugenom m en w ie dort), aber er­
heblich höher als in Japan (vgl. Tabelle 2). Etwa ein V ier­
tel der gem einschaftlichen Industriegütereinfuhren 
stammt aus Ländern der Dritten Welt. Ähnlich hoch ist 
die Bedeutung der EFTA-Länder und der USA, während 
Japan und die S taatshandelsländer jew eils  rund ein
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Zehntel des Im portangebotes in der G em einschaft er­
stellen (vgl. Tabelle 4).

Dem intensiven Handelsaustausch der EG mit Dritt­
ländern entspricht eine hohe und wachsende Kapital­
verflechtung. Die D irektinvestitionen der EG -M itglieder 
im Ausland haben in den 80er Jahren gegenüber dem 
vorangegangenen Jahrzehnt sprunghaft zugenom m en. 
Ihr Anteil an den gesam ten „outward Investm ents“ der 
OECD erhöhte sich grob gerechnet von 40 auf 50 % , be­
zogen auf das gesam te Sozialprodukt stiegen sie von 
0,8 auf 1,1 % (vgl. Tabelle 5). In d iesen Relationen sind 
auch die innergem einschaftlichen D irektinvestitionen 
enthalten, deren Ausklam m erung wegen ungenügend 
differenzierter Daten nicht m öglich ist. Angaben einze l­
ner M itgliedsländer zur Regionalstruktur ihrer D irektin­
vestitionen lassen jedoch erkennen, daß die interne Ver­
flechtung hier deutlich geringer zu Buche schlägt als im 
Handel. So entfiel be isp ielsweise in der ersten Hälfte 
der 80er Jahre weniger als ein Drittel der deutschen 
Auslandsinvestitionen auf andere EG-Staaten, aber 
zwei Fünftel auf die USA. Ähnlich liegen die Verhältnisse 
in Frankreich, und in G roßbritannien ist das Überge­
w icht der USA noch erheblich größer^.

Als Anlageregion für ausländische Investoren hat die 
EG indessen viel von ihrer früheren Bedeutung verlo­
ren. An den „inward Investm ents“ der OECD (wiederum  
einschließlich der gem einschaftsin ternen D irektinvesti­
tionen) war sie 1980-87 nur noch zu weniger als 40 %  
beteiligt, in den 70er Jahren hingegen zu annähernd 
6 0 % . Auch im Vergleich zum  BIP sind die Investitionen 
des Auslandes in den EG-Ländern gefallen, von 0,7 auf 
0,6 % (vgl. Tabelle 5). In jüngster Zeit hat sich hier aller-

'  Vgl. K o m m iss ion  der EG : V o llendung  des B innen m ark tes . D o kum ent 
KO M  (85) 310 end g . vom  1 4 .6 .1 9 8 5 , S. 7 f.

^ Vgl. dazu  E u ros ta l: B a lance  o l paym ents  -  g e o g ra p h ica l b reakdow n, 
ve rsch . Jgg.
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Tabelle 1
Industriegüterhandel der EG und ihrer Mitgliedstaaten mit Drittländern

1972

BR D e utsch land  

Frankre ich  

G roß brita nn ie n  

Ita lien

B e lg ien /Luxem burg

N iederlande

D änem ark

Irland

G riechen land

S p an ie n

P ortuga l

EG  gesa m t

E xp ort in D rittländ e r 
M ill.S  %  G e sa m te xp o rt
1980 1987 1972 1980 1987

222 68  916 43  133709 50,1

9686  468 08  542 45  41,8

15192 572 47  60424  66.8

8075  366 68  501 98  45,8

3403  15241 19092 23,0

4369  19006 215 55  29,4

222 5  731 8  11569 57,0

23 2  1613 3793  20,3

222  209 9  1753 40 ,3

1804 939 5  11566 55,9

625  1851 2605  52,3

680 99  288 889  370 508  46,1

50.2

45.8

59.2

48 .9

26,1

30.7

50.6

21.8

50.6

50.3

41.7

46,1

47 .3

41.6

52.6

44.3

25.5

26 .7

54.5  

26,0

34.0

38.1

28.8

42 .2

1972

Im port aus  D rittländ e rn  
M ill s % G e sa m tim p o rt
1980 1987 1972 1980 1987

11335 593 70  864 9 3  37,1 44 ,0  45,5

6423  338 49  466 0 3  30 ,4  35 ,7  34,2

12457 474 40  600 1 8  60 ,2  51 ,3  44,1

4 73 9  248 49  35361 35,1 37 ,5  35,5

2621 15019 16656  21,1 26 ,9  23,6

3494  19521 229 1 8  25 ,8  34 ,0  30,2

2102  726 5  9 93 2  47 ,3  45 ,8  44,7

351 218 8  4 06 6  20 ,7  2 3 ,0  34,0

797  3474 3 05 2  38 ,2  45,1 29,1

207 0  728 4  12498 42 ,8  4 2 ,2  33,2

660  1831 2932  37 .7  3 1 .5  25,9

470 4 9  222 089  300 5 2 8  37 ,2  39 ,8  37,5

Q u e l l e :  H W W A -W e lthan de lsm a tnx .

dings eine Kehrtwende vollzogen, zu der nicht zuletzt 
um fangreiche, im Hinblick auf den Binnenm arkt vorge­
nom m ene japanische Investitionen in der EG, vorzugs­
weise in Großbritannien, beigetragen haben.

Traditioneller deutsch-französischer Gegensatz

Die Abhängigkeit der EG -Industrieproduktion vom Ex­
port und die zunehm end m ultinationalen Aktivitäten eu­
ropäischer Unternehm en begründen ein starkes Inter­
esse der G em einschaft an offenen W eltm ärkten und da ­
mit auch die Notwendigkeit, die eigenen Märkte zu öff­
nen bzw. offenzuhalten. Dieses Interesse ist aber nicht 
in allen M itgliedstaaten gleich stark. Dies liegt an unter­
schiedlichen G ewichten und Strukturen des Außenhan­
dels, an ungleich hoher in ternationaler W ettbew erbsfä­
higkeit und auch an ideolog isch-ordnungspolitischen 
Differenzen.

Die handelspolitische D iskussion in der EG ist trad itio ­
nell durch den deutsch-französischen G egensatz ge­
prägt -  in bem erkenswertem  Kontrast zu der von m an­
chem  M itgliedstaat argwöhnisch betrachteten Achse 
Bonn-Paris in der Frage der europäischen W irtschafts­
und W ährungsunion - ,  mit Frankreich als protektion isti­
schem W idersacher der liberalen Bundesrepublik. Der 
Export in Länder außerhalb der EG hat in Frankreich re­
lativ geringe, in der Bundesrepublik hohe Bedeutung. 
Nur in G riechenland, Portugal und Spanien liegt die Ex­
portquote der Industrie (=  Industriegüterexport in Dritt­
länder bezogen auf die industrie lle Bruttoproduktion) 
noch niedriger als in Frankreich. Dem gegenüber wird 
die Abhängigkeit der deutschen Industrie vom außerge­
m einschaftlichen Export nur noch von Dänem ark über­
troffen (vgl. Tabelle 2). Mehr als ein Drittel a ller Industrie­

güterexporte der EG kom m t aus der Bundesrepublik, 
aber nur ein Siebtel aus Frankreich. Die hohe Außen­
orientierung der Bundesrepublik w ird auch durch eine 
Vielzahl weltweit operierender Unternehm en dokum en­
tiert, während französische Firm en noch überw iegend 
auf Europa fix iert sind. A llerdings deuten die in Tabelle 5 
ausgew iesenen expansiven D irektinvestitionen franzö­
sischer Unternehm en hier eine Um orientierung an.

Handelspolitische Kontroversen

Die Handelspolitik der G em einschaft ist daher einem 
Balanceakt zw ischen liberalen und in terventionisti­
schen Kräften zu vergle ichen. Entsprechende Kontro­
versen hat es in der Vergangenheit häufig im M inisterrat 
der EG gegeben. Der EW G-Vertrag sieht in handelspoli­
tischen Streitfällen grundsätzlich qualifiz ie rte Mehr­
heitsbeschlüsse des Rates vor (Art. 113, Abs. 4 EWGV). 
Wenn es dazu gekom m en ist, hat sich überw iegend die 
protektion istische Position behauptet; die „s tänd igen“ 
M itg lieder des liberalen „La ge rs“ -  die Bundesrepublik, 
Dänem ark und die N iederlande -  verfügen zusam m en 
nur über 18 von insgesam t 76 Stim m en (Artikel 148, 
Abs. 2 EWGV) und erre ichen dam it nicht d ie Sperrm ino­
rität,

Der Regelfall ist freilich nicht die Kam pfabstim m ung, 
sondern der Kompromiß. Dabei war der B innenm arkt 
schon früh ein w ichtiges Element. So hat Frankreich im 
Jahre 1984 seine Zustim m ung zu verschiedenen techn i­
schen Harm onisierungsrichtlin ien, an denen insbeson­
dere der Bundesrepublik gelegen war, von der Verab­
schiedung der Verordnung zur Abw ehr „unerlaubter 
Handelspraktiken" -  des europäischen Gegenstücks 
zur Section 301 des amerikanischen Trade Act von 1974-
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abhängig gem acht, der sich die deutsche Regierung 
anfangs heftig -  und m it guten Gründen -  w idersetzt 
hatte.

Flankierung der Binnenmarktpolitik

Grundsätzlich stehen sich in der Frage der handels­
politischen F lankierung der B innenm arktpolitik zwei 
Auffassungen gegenüber:

□  Der B innenm arkt erhöht die in ternationale W ettbe­
werbsfähigkeit europäischer Unternehm en. Dadurch 
wird es m öglich, Handelsschranken gegenüber D ritt­
landsanbietern abzubauen. Von den D rittländern wird 
en/vartet, daß diese ihrerseits den M arktzugang erle ich­
tern.

□  Der B innenm arkt führt zu einer erheblichen Ver­
schärfung des W ettbewerbs in der EG. Zusätzlicher A n ­
passungsdruck durch Liberalis ierung nach außen 
würde die e inheim ische W irtschaft überfordern.

Mit der Vollendung des B innenm arktes w ird es e inze l­
nen EG-M itgliedern nicht m ehr w ie bisher möglich sein, 
protektionistische Z iele im nationalen A lle ingang durch­
zusetzen. W enn näm lich die innergem einschaftlichen 
Grenzkontrollen w ie geplant vollständig beseitigt wer­
den, so entfällt auch die Möglichkeit, Um wegeinfuhren 
über andere M itgliedstaaten an der G renze zu blockie­
ren. Dieser F lankenschutz w ird derzeit noch häufig ge-

Tabelle 2
Exportquote und Importdurchdringung 

der EG und ihrer Mitgliedstaaten

E xp o rtquo te " 
1972 1980 1986

Im po rtdu rchd ringu ng '’ 
1972 1980 1986

BR Deutschland 12,2 14,5 17,6 6,7 10,2 12,2

Frankreich 7 ,6 10,9 10,9 5,2 8 ,0 8,4

Großbritannien 11,9 14,3 13,1 9.9 12,0 12,3

Italien 12,2 14,6 15,0 7,7 10,3 9,6

Belgiervluxemburg 11,3 17,0 21 ,3 9,4 17,3 19,3

Niederlande 13,2 17,3 14,4 11,0 18,6 15,8

Dänemark 22,3 2 3 ,2 27 ,4 20 ,4 22,1 2 3 ,0

Irland 6,3 10,2 13,3 8,2 12,1 14,5

G riechenland 4,0 8,3 7,2 11,2 12,0 9,2

Spanien 5,7 6,3 6,9 6,3 5,0 6,5

Portugal 13,9 10,3 10,1 13,0 9,5 8,7

EG gesamt 11.0 13,4 14,3 7,8 10,7 11,3

nachrichtlich:

USA 5,2 9,0 7,2 6,1 8,8 13,8

Japan 10,5 13,3 15,2 4 ,2 5,6 4,6

Tabelle 3
Regionalstruktur der Industriegüterexporte der EG 

und ihrer Mitgliedstaaten in Drittländer 1987
(in % )

In d u ­
s trie ­

länder

EFTA U S A Japan Staats- Entw ick- 
handels- lu n g s ­
lände r lände r

BR  D e u tsch land 69,8 35,3 20,5 4,2 8,4 21,8

Frankre ich 49 ,3 18,5 19,0 4,1 6,2 44,5

G roß brita nn ie n 57,8 15,8 25 ,5 3,8 8,2 34 ,0

Ita lien 59,4 22,1 22,1 3 ,7 9,4 31 ,2

B e lg ien /Luxem burg 55,7 23,1 20,8 3,9 13,7 30 ,6

N iede rla nde 55,4 25,8 17,2 3,0 10,5 34,1

D ä nem ark 73,0 47 ,2 12,8 6,8 7,6 19,4

Iriand 71,2 23 ,8 29,2 6,5 3,0 25,8

G riechen land 56,8 15,6 20 ,9 2.1 12,6 30 ,6

Span ien 46,5 10,8 2 3 ,6 2,4 9,4 44,1

P o rtuga l 69,8 40 ,6 22,6 1,4 7,3 22,9

EG  gesa m t 61,1 26,1 21,1 4,0 8,6 30,3

■ Export in D rittländer in %  de r B ru tto p ro d u k tio n  des  V e ra rbe ite nden  
Gewerbes.
“  Import aus D rittländern  in %  des  B in n e n m a rk te s  (=  B ru ttop rod uktion  
+ Import /  Export) im  V e ra rb e ite n d e n  G ew erbe .

Q u e l l e :  H W W A -W e lthan de lsm a trix ; U N ID O  Industria l S ta tis tics  
DataBase.

Q u e l l e :  H W W A -W e lthan de lsm a trix .

nutzt, w ie an der Inanspruchnahm e von Artikel 115 
EW GV deutlich abzulesen ist (vgl. Tabelle 6). Danach 
kann die Kom m ission -  in alle in iger Kom petenz -  e in­
zelne EG -M itglieder zu Beschränkungen des innerge­
m einschaftlichen Handels erm ächtigen, wenn dieser 
dazu benutzt wird, e inze lstaatliche Schutzm aßnahm en 
gegenüber Drittländern zu umgehen, und die Um ge­
hung zu w irtschaftlichen Schw ierigkeiten in dem betref­
fenden M itgliedstaat führt.

Die einzelnen M itgliedstaaten m achen von Artikel 115 
höchst unterschiedlichen G ebrauch. Der Löwenanteil 
der genehm igten Schutzanträge entfä llt auf Frankreich, 
gefolgt von Irland, Italien und Spanien. Dagegen haben 
die Bundesrepublik und Dänem ark im Jahre 1988 A rti­
kel 115 überhaupt nicht und in den Jahren davor kaum in 
Anspruch genom m en (vgl. Tabelle 7). Die hauptsächlich 
betroffenen Drittländer sind Japan und die ostasiati- 
schen S chw ellen länder’ .

Die hierin zum Ausdruck kom m enden handelspoliti­
schen Divergenzen zw ischen den EG -M itgliedern kon­
zentrieren sich auf drei Bereiche:

□  m engenm äßige E infuhrbeschränkungen;

□  bilaterale Vereinbarungen einze lner EG-M itglieder 
m it Drittländern:

□  Renationalisierung gem einschaftlicher Handelspoli­
tik.

^ Vgl. D ean S p i n  a n g e r :  B u ild ing  a Fortress E urope in 1992? 
S o m e im p lica tio n s  of the  C o m m on  In te rna l M arke t fo r H o ngkong  and 
o th e r PACR IM  coun tries , R R .i.C .E .S . P apers N r  1, H ongkong , K iel 
1989, S. 13.
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Tabelle 4
Regionalstruktur der Industriegüterexporte 

der EG und ihrer Mitgliedstaaten 
aus Drittländern 1987

(in % )

In d u ­
s trie ­

lände r

EFTA U S A Japa n Staats-
harxJels-
länder

Entw ick­
lu n g s ­
lände r

BR  D e utsch land 64,9 28 ,6 18,2 10,6 10,6 24 ,5

F rank re ich 59,8 17,9 26 ,0 10,3 11,7 28 ,5

G roß brita nn ie n 70,5 22,8 26 ,2 9,9 6,7 22,8

Ita lien 55,6 22 ,0 19,2 5,2 10,8 33 ,6

B e lg ien /Luxem burg 6 1 ,5 22,3 24,2 9,6 13,5 25 ,0

f'lie de rland e 57,2 19,0 25 .5 8,2 16,5 26,3

D änem ark 74,0 52,9 10,8 8,2 8,6 17,4

Irland 83,3 17,0 48,5 12,2 4,8 11,9

G riechen land 71,0 21 ,6 12,5 28,7 16,5 12,5

S p an ie n 68,3 16,1 32,4 14,5 9,8 21,9

P o rtuga l 70,3 29,7 17,0 17,7 4,0 25,7

EG  gesa m t 64,2 23,8 22,8 10,0 10,5 25 ,3

Q u e l l e :  H W W A -W e lthan de lsm a trix .

Tabelle 5
Direktinvestitionen einzelner EG-Länder 
im Ausland und Auslandsinvestitionen 

in der EG‘

M ill.S  % O E C D '’ % B IP
1970-791980-87  1970-791980-87  1970-791980-87

BR  D e u tsch land 2 207 5200 8,3 8,7 0,53 0 ,69

1436 898 9 ,0 2,0 0 ,35 0,12

Frankre ich 1071 3876 4,0 6 ,5  ' 0 ,34 0,63

1433 2797 9 ,0 6,4 0,45 0 ,45

G roß brita nn ie n 4580 12422 17,1 20 ,7 2,03 2,43

3260 5929 20,5 13,5 1,44 1.16

Ita lien 296 1764 1.1 2,9 0 ,16 0 .36

571 1228 3,6 2,8 0,31 0,25

BelgierVLuxemburg 425 706 1,6 1,2 1,34 1,27

864 1278 5,4 2,9 2,73 2,29

N iede rla nde 2243 4763 8,4 8,0 2,65 3,12

907 1805 5,7 4,1 1.07 1,18

S p an ie n 96 370 0,4 0 ,6 0 ,10 0 ,20

577 2293 3,6 5,2 0,60 1,26

in sgesam t 10918 29101 40 ,9 48 .6 0 ,80 1,05

nach rich tlich :

9048 16228 56,8 37,1 0 ,66 0,59

US A 12279 14977 45,9 25,0 0,76 0 ,42

4081 23541 25,6 53,5 0 ,25 0 ,66

Japan 1585 7693 5,9 12,8 0,30 0 ,60

126 421 0,8 1,0 0 ,02 0,03

Mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen

M engenm äßige E infuhrbeschränkungen einzelner 
M itgliedstaaten betreffen insgesam t 337 Positionen des 
G em einsam en Zolltarifs und führen in etwa 10%  aller 
Fälle zur Errichtung Innergem einschaftlicher Handels­
schranken gemäß Artikel 115‘*. D ie Beschränkungen 
richten sich in erster Linie gegen Japan, Taiwan, Südko­
rea und Hongkong und konzentrieren sich EG-seltIg auf 
Italien, Frankreich, G riechenland und Irland^ Überwie­
gend handelt es sich um A ltquoten, deren -  zeitlich be­
grenzte -  Beibehaltung Im Jahre 1955, also noch vorder 
EG-Gründung, durch eine Sondererlaubnis im Rahmen 
des GATT (den sogenannten hard core waiver) erm ög­
licht worden w a r Diese Q uoten verstoßen gegen Artikel 
11 des GATT, der die allgem eine Beseitigung m engen­
m äßiger Beschränkungen verlangt, und verletzen zu­
gleich das D iskrim in ierungsverbot des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkom m ens. Die G em einschaft hat 
daher angeboten, den Großteil der A ltquoten im Sinne 
der Einlösung Ihrer In der U ruguay-Runde des GATT 
eingegangenen Rollback-Verpflichtung aufzuheben.

Größeres G ewicht als e inse itige m engenm äßige Be­
schränkungen haben bilaterale, den Export aus be­
stim m ten D rittländern in bestim m te EG-Staaten begren­
zende Regelungen. An rund einem  Vierte l aller vom 
GATT-Sekretarlat registrierten Handelsrestriktionen die­
ser Art. die von fre iw illigen Selbstbeschränkungen über 
„orderly  m arketing agreem ents" bis zu Marktauftel- 
lungsabkom m en zw ischen B ranchenverbänden rei­
chen, sind einzelne EG -M ltg lieder als schutzsuchender 
Im porteur beteiligt. Die Schutzm aßnahm en betreffen 
eine Fülle unterschiedlicher Produkte, von der Unterhal­
tungselektron ik bis zu (verarbeiteten) Agrarerzeugnis­
sen, und zie len vor allem  auf Japan und Südkorea. 
Hauptinitia toren sind G roßbritannien, Frankreich und 
Italien (zu E inzelheiten vgl. Tabelle 8).

Renationalislerung 
gemeinschaftlicher Handelspolitik

Zur Renatlonalls ierung gem einschaftlicher Handels­
politik schließlich kom m t es, wenn EG-KontIngente auf 
die e inzelnen M itg liedstaaten aufgeteilt werden und 
diese M arktsegm entierung durch Beschränkungen des 
Innergem einschaftlichen Handels v ia  Artikel 115 abgesi­
chert werden darf. Dies ist Insbesondere Im Textil- und

* D u rch sch n ittlich e  jä h rlich e  K ap ita lab - und  -Z uflüsse fü r D ire k tin ve s ti­
tionen . In d e r e rs te n  Z e ile  zu je d e m  Land s tehen  d ie  K a p ita la b flüsse , in 
d e r zw e ite n  d ie  Z u flüsse .
“  O E C D  o hn e  D änem ark , G riechen land , Irland, Is land , P o rtuga l und die  
S ch w e iz  w e g e n  u n vo lls tänd ige r D a ten fü r d ie se  Länder.

Q u e l l e :  IM F  B a lance  o f P a ym en ts  S ta tis tics ; IM F  In te rna tio na l F i­
nancia l S ta tis tics .

'  Vgl. H o rst G. K r e n z i e r :  Z w isch e n  P ro te k tio n ism u s  und L ibe ra lis ­
m us. E u rop ä ische r B in n e n m a rk t und  D rittla n d sb e z ie h u n g e n , in: Eu- 
ropa-A rch iv, Fo lge 9 /1988, S. 245.

 ̂ Vgl. G eorg  K 0 o  p m a n n : N a tiona le r P ro te k tio n ism u s  und  gem e in ­
sam e  H a n de lspo litik  in d e r EG , in : B odo  B. G e m p e r ;  P ro tek tion is ­
m us in d e rW e ltw irtsch a ft, H am burg  1984, S. 31 f.
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Tabelle 6
Anträge nach Artikel 115 EWGV 1976 bis 1988

1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988

Anträge in sgesam t 110 121 317 347 356 255 241 253 215 211 184 182 153

davon: Textil 72 75 258 269 273 184 156 176 155 143 131 122 84

genehmigte A n träge 74 79 197 260 222 166 174 188 165 176 141 157 128

davon:Textil - - - - 164 120 116 131 120 119 102 105 76

Agrar - - - - 5 3 6 8 8 12 3 3 7

G enehm igungsquote (% )

insgesam t 67 65 62 75 62 65 72 74 77 83  77 86 84

Textil - - - - 60 65 74 74 77 S3 78 86 90

Q u e l l e :  A ngaben  d e r E G -K o m m iss io n ; M arg a re t K e l l y u .a .: Issu e s  and  d e ve lo p m e n ts  in in te rna tio na l trad e  po licy ; IM F  O ccas ion a l P aper
Nr. 63, W ash ington, D .C., D e ze m b e r 1 9 8 8 ,8 .9 4 .

Tabelle?
Genehmigte Anträge nach Art. 115 EWGV: Verteilung auf die Mitgliedstaaten 1980 bis 1988

(in % )

1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988

BR D eutsch land 0,5 1.2 1,1 2,1 - - - - -

Frankreich 47 ,3 48 ,2 48 ,9 30 ,4 23 ,6 37 ,5 47,5 39,5 40 ,6

Großbritannien 3,2 7,2 7.5 10,6 11.5 10,8 3 ,5 1.9 0,8

Italien 10,4 13,9 16,7 19,7 20 ,6 17,0 14,2 14,6 15,6

Benelux 11,3 10,2 10,9 11,7 8,5 2,3 - 0,6 1,6

Dänemark 1,8 - - - - - - 1,3 -

Irland 25 ,7 19,3 14,9 25,5 35,8 32,4 31,9 33,1 25,8

Griechenland - - - - - - - - 1.6

Spanien - - - - - - - - 13,3

Portugal - - - - - - - - 0,8

Q u e l l e :  W ie  T a b e lle  6.

Bekleidungshandel der Fall. H ier werden die m it bedeu­
tenden Exportländern ausgehandelten G em einschafts­
quoten nach einem bestim m ten Schlüssel innergem ein­
schaftlich unterteilt. Die Folge sind ein außerordentlich 
hoher Textilanteil an den Schutzm aßnahm en nach A rti­
kel 115 (vgl. dazu Tabelle 6) und eine Erhöhung des e f­
fektiven Schutzniveaus, da die G em einschaftsquote 
nicht voll ausgeschöpft werden kann. Auch die zollfreien 
bzw. -ermäßigten Im portm engen (Zollkontingente), die 
die EG den Entw icklungsländern im Rahmen des A llge­
meinen Präferenzsystem s einräum t, werden vie lfach 
gemeinschaftsintern aufgeteilt. Hier hat allerd ings der 
Europäische G erichtshof in einem  Urteil vom  27. 9. 
1988 der Aufteilungspraxis deutliche Grenzen gesetzt 
und bereits entsprechende Korrekturen bewirkt®.

Sensible Bereiche

Insgesamt könnte daher die Aufhebung der innerge­
meinschaftlichen G renzkontrollen auch einen beträchtli­
chen Liberalisierungsschub nach außen mit sich brin­

W IRTSCHAFTSDIENST 1989A/III

gen. Jedoch ist nicht dam it zu rechnen, daß säm tliche 
einze lstaatlichen Einfuhrbeschränkungen ersaiz/os ge­
strichen werden. Diese Lösung wäre der Binnenm arkt- 
in itiative angem essen, sie entspricht aber nicht den po li­
tischen Realitäten. Die relativ hoch geschützten M it­
g liedstaaten verlangen in „sens ib len“ Bereichen ge­
m einschaftliche Ersatzlösungen anstelle der nationalen 
Schutzm aßnahm en. Vertreter der EG-Kom m ission 
sprechen von einem „harten  Kern von w enigen Produk­
ten . . . ,  bei dem besondere w irtschaftliche Schw ierig­
keiten in einigen M itgliedstaaten eine (zeitlich be­
schränkte und degressive) G em einschaftsregelung not­
wendig m achen“ ^. G leichzeitig werden Um strukturie­
rungshilfen aus den S trukturfonds der G em einschaft in 
Aussicht gestellt.

Ein besonders sensib ler Bereich ist die A utom obilin­
dustrie, die in Frankreich, G roßbritannien, Italien, Portu-

® Vgl. U ta M ö  b i  u s  : E G -B in nenm ark t und  H a nde lspo litik  g e g enübe r 
E n tw ick lu ngs lä nde rn , in : D IW -W och enbe rich t, N r  22/1989 , S. 249 .

'  V g l.H . G. K r e n z i e r ,  a .a .O ., S . 245.

409



EG-HANDELSPOLITIK

Tabelle 8
NIchttarifäre Regelungen zur Beschränkung des Exportes aus Industrie-, Entwicklungs­

und Staatshandelsländern in die EG und einzelne Mitgliedstaaten, Februar 1989

Indus trie ­
länder

En tw ick lungs­
lände r

S ta a ts ­
han d e ls lä n d e r

Japan Südkorea Insgesam t

s ta h l 6 (1) 3 5 1 1 14 (1)

W erkzeugm aschinen 1 (2) /■ X 1 (2) X 1 (2)

Autom obil'* 2 (1 3 ) ■/ X 2 (1 3 ) X 2 (1 3 )
E lek tron ik '“ 2 (1 3 ) 3 (1 0 ) X 2 (1 3 ) 3 (3) 5 (23)

S ch uhe X  (2) 1 (8) X (3) X  (2) 1 (4) 1 (13)
T e x til/B e k le id u n g ' X  (2) 16 (3) 8 X  (2) X 24  (5)

A g ra rp roduk te 16 (3) 12 (3) 11 X  (2) X  (1) 39  (6)

S onstige 6 (2 0 ) 3 (6) 1 (1) X ( 1 9 ) X  (5) 10 (27)

Insgesam t 33  (56) 38  (30) 25 (4) 6 (5 3 ) 5 (1 3 ) 96  (90)

EG 33 38 25 6 5 96

B undesrepub lik 2 1 X 2 X 3

Frankre ich 9 8 X 9 3 17

G roß brita nn ie n 9 14 3 8 5 26

Ita lien 14 3 X 14 2 17

B enelux 4 1 X 4 1 5

D änem ark 1 / X X 2

Irland 1 2 X X 1 3

G riechen land 1 / X 1 ■/ 1

S p an ie n 8 / X 8 ' / 8

Portuga l 7 1 X 7 1 8

A n m erkung : D ie e in g e k la m m e rle n  Z ah len  be tre ffen  e in ze ls ta a tlic fie  (im  G egensa tz  zu g e m e in sc fia ftlich e n ) R ege lungen . 

* E insch ließ lich  M oto rräder, G ab e ls ta p le r und A u to te ilen .
“  H a up tsäch lich  U n te rha ltu ngse le k tron ik .
'  O hne  b ila te ra le  R e ge lu ngen  im  R ahm en des  M u ltifase rabkom m ens .

Q u e l l e :  G A TT.

gal und Spanien durch nationale Handelsschranken vor 
der japanischen Konkurrenz geschützt wird. Diese 
Schutzm auern sollen nach den Vorstellungen der Kom ­
m ission bis 1992 schrittweise abgebaut werden. Die 
Kom m ission will zugle ich für strenge Disziplin In der na­
tionalen Beihilfegewährung sorgen; alle Beihilfevorha­
ben In der Autom obilindustrie, die ein Volumen von m ehr 
als 12 fv îll. ECU erreichen, m üssen ihr zur vorherigen 
G enehm igung vorgelegt werden. Die japanische Regie­
rung wird aufgefordert, ab 1993 die Autom obilexporte In 
die EG zu „überw achen“ (sprich: zu begrenzen), aber 
nur „fü r eine klar lim itierte und fix ierte Periode“ , nach 
deren Ende der M arktzugang nicht mehr beschränkt 
werden soll®. D ieses vergle ichsweise liberale Konzept 
stößt jedoch nicht nur in der Autom obilindustrie auf hefti­
gen W iderstand -  hier w ird verlangt, die Im porte japan i­
scher Autos solange „e inzu frie ren“ , bis die europäi­
schen Herste ller in Japan die Hälfte des japanischen 
M arktanteils In der EG erreicht haben - .  sondern auch 
Im M inisterrat, wo der französische Industriem inister für 
eine „unbegrenzte C lbergangsperiode“ zugunsten der

® Vgl. Kevin D o n e ,  W illiam  D a w k i n s :  G iv in g  the  g reen  ligh t to 
Japan , in : F inanc ia l T im es . 3 .7 .1 9 8 9 .

® Z u  E inze lhe iten  de r von F rankre ich  und  Ita lien  m it U n te rs tü tzung  
durch  G roß b rita nn ie n  und S p an ie n  im  M in is te rra t ve rtre tenen  G e g e n p o ­
s ition  zu r K o m m iss ionss tra teg ie  vgl. E u rope, 1. 7. 1989, S. 6.
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Autom obilindustrie eintritt®. Der Ausgang dieser Kraft­
probe bleibt offen.

Beliebte Grauzonenmaßnahmen

Auch In der Vergangenheit sind Handelsschranken 
nicht nur von einzelnen M itgliedstaaten, sondern auch 
von der EG als G anzes errichtet worden. So hat d ie G e­
m einschaft den Unterlagen des GATT zufo lge etwa 
ebensovie le Exportbegrenzungsvere inbarungen mit 
D rittländern getroffen w ie Ihre Mitglieder. Nach Ländern 
sind die gem einschaftlichen Schutzregelungen breiter 
gestreut als die e inzelstaatlichen. Entw icklungsländer 
sind häufiger tangiert als Industrieländer, und ein Gutteil 
z ie lt auf die S taatshandelsländer. Auch die sektoralen 
Schwerpunkte unterscheiden sich. W ährend die Mit­
gliedstaaten vor allem  die Elektronik-, Autom obil- und 
Schuheinfuhren kontrollieren, konzentriert sich die Ge­
m einschaft auf Agrar-, Textil- und Stahlprodukte (vgl. Ta­
belle 8).

Solche G rauzonenm aßnahm en erfreuen sich in der 
EG wesentlich größerer Beliebtheit als der konventio­
nelle Im portschutz gemäß der Schutzklausel (Artikel 19) 
des GATT, die keine selektiven Im portrestriktionen ge­
gen exportstarke Länder erlaubt’ “ . Ob die Vollendung 
des B innenm arktes hier zu Änderungen führt, scheint
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fraglich, zum al die G em einschaft auch in der Uruguay- 
Runde ein enges Selektivitä tskonzept vertritt. Speziell 
im Hinblick auf die Entw icklungsländer w ird die Befürch­
tung geäußert, daß die EG ihre durch den B innenm arkt 
noch erhöhte IVIarktmacht dazu nutzen könnte, von ein­
zelnen Ländern Exportzurückhaltung zu verlangen” .

Abwehr „unerlaubter Handelspraktiken“

Neben Schutzm aßnahm en zugunsten einheim ischer 
Hersteller, die der Im portkonkurrenz nicht gewachsen 
sind, ist die Bekäm pfung verm eintlich unfairer Handels­
gepflogenheiten ausländischer Unternehm en und Re­
gierungen in den M ittelpunkt des handelspolitischen 
Geschehens in der EG -  w ie auch andernorts -  gerückt. 
Wie bereits erwähnt, hat die G em einschaft sich im Jahre 
1984 auf Initiative Frankreichs ein neues handelspoliti­
sches Instrument geschaffen. Nunm ehr können auch 
Privatpersonen unmittelbar, nicht m ehr nur über „ih re “ 
Regierungen, in Brüssel Abw ehrm aßnahm en w ie Straf- 

zölle und m engenm äßige Beschränkungen gegen 
(nicht im einzelnen spezifiz ierte) „unerlaubte Handels­
praktiken" des Auslandes beantragen. Die neue Waffe 
ist bisher freilich nur in wenigen Fällen genutzt w orden’ .̂ 
Relativ seltenen G ebrauch m acht die G em einschaft -  
verglichen etwa m it den USA -  auch von Ausg le ichszö l­
len gegen ausländische Subventionen, die zu verhän­
gen sind, wenn die klagende einheim ische Industrie 
durch die Subventionierung nachweislich „bedeuten­
den“ Schaden erleidet oder zu erleiden droht.

Um so eifriger bedient sich die Kom m ission der Anti­
dumping-Verordnung, deren Anw endungsbere ich zu­
dem im Jahre 1987 durch die sogenannte Schrauben­
zieherregelung beträchtlich ausgeweite t worden ist. Da­

nach kann ein Antidum pingzoll je tz t auch auf Produkte 
erhoben werden, die in der G em einschaft m ontie rt wer- 
den, vorausgesetzt die E in fuhr ä'teser Erzeugnisse un­
terliegt bereits einer solchen Abgabe und die Zulieferun­
gen aus dem betreffenden Land entsprechen m inde-

stens 6 0 %  des W ertes a ller verwendeten Teile’^  Neben 
dieser Zugriffserw eiterung Ist vor allem  die veränderte 
G üterstruktur der Antidum pingfälle hervorzuheben. W a­
ren traditionell in erster Linie hom ogene Güter, insbe­
sondere chem ische Substanzen, in Antidum pingverfah­
ren verw ickelt, so stehen neuerdings differenzierte Pro­
dukte w ie Computerdrucker, Kopierer, elektronische 
W aagen und Schreibm aschinen, Videorecorder, CD- 
G eräte usw. im Vordergrund. Auffällig ist der hohe Anteil 
e lektron ischer Gebrauchsgüter. Bem erkenswert ist 
ebenfa lls die Konzentration auf bestim m te Handelspart­
ner. Neben Japan sind hauptsächlich Schwellenländer 
w ie Brasilien, Mexiko, Südkorea, Taiwan und Hongkong 
betroffen.

Schleichender Protektionismus

Die Schutzw irkung der Antidum pingpolitik ist be­
trächtlich. Eine Analyse der EG -Antidum pingzölle des 
Zeitraum s 1980-85 ergibt, daß im Durchschnitt die Zo ll­
belastung 23 % betrug und die E infuhrm engen um 40 % 
reduziert worden s in d '“ . Angesichts der geringen -  w ie­
der im  Vergleich zu den U S A -T ransparenz der Antidum ­
pingverfahren in der EG und der um strittenen M etho­
den, m it denen die Kom m ission Dum pingm argen be­
rechnet’ ,̂ drängt sich der Schluß auf, daß Antidum ping 
nicht nur der legitim en Abw ehr w ettbewerbsverfä l­
schender G eschäftspraktiken dient, sondern auch dazu 
genutzt wird, wettbewerbsschw ache Unternehm en, zu ­
mal in „stra teg ischen“ Branchen w ie der E lektronikindu­
strie, vor überlegenen ausländischen Konkurrenten zu 
schützen und „hochzupäppe ln“ .

D ieser schleichende Protektionism us der G em ein­
schaft kontrastiert m it der Aufbruchstim m ung und den 
W achstum sim pulsen, die das B innenm arktprogram m  
verbreitet und verspricht. Folgt man den M odellrechnun­
gen des Cecchini-Reports'®, die handelspolitisch vom 
Status quo ausgehen und (ohne flankierende expansive 
W irtschaftspolitik) einen potentie llen W achstum sschub 
von rund 4,5 % ergeben, so werden die Exporte der Ge-

Artikel 19 des G ATT w ird  du rch  d ie  -  im  Jah re  1982 zu le tz t e rneue rte  
-  G em einsam e E in fuh rreg e lung  (ab g e d ru ck t im  A m tsb la tt d e r EG, L 35 
vom 9 .2 .1 9 8 2 , S. 1 ff.) in E G -R ech t um gese tz t. In d e n  zehn  Jah ren  von 
1978 bis 1987 hat d ie  G e m e in sch a ft in sgesam t nur zw ö lfm a l d ie  S ch u tz ­
klausel des G ATT v ia  G e m e in sa m e  E in fuh rreg e lung  angeru fen . D abei 
handelte es s ich  ü b e rw iege nd  um  A g ra rp ro d u k te  w ie  K irschen , W e in ­
trauben, Pilze, H im beeren  und K arto ffe ln . Vgl. M a rg a re t K e l l y  u. a.: 
Issues and deve lopm en ts  in in te rna tio na l tra d e  policy, IM F  O ccas ion a l 
Paper N r 63, W ash ing ton  D .O ., D e zem b er 1988, S. 137.

"  Vg l.U . M ö b i u s ,  a .a .O ., S. 247 .

Relativ großes A u fsehe n  hat d ie  A u se in a n d e rse tzu n g  zw ischen  den 
Chemiefirmen A kzo  (N iederland e) und  D u Pont (U S A ) übe r U rheber­
rechte an bestim m ten syn th e tisch e n  Fase rn  erreg t. Im  N a chgang  zu d ie ­
sem -  durch einen K om prom iß  b e ige leg te n  -  S tre it ha t d ie EG  erre ich t, 
daß ein GATT-Panel den  U S A  d ie  d isk rim in ie re n d e  B ehand lung  a u s lä n ­
discher gegenüber in länd ischen  U n te rneh m en  in P a ten ts tre itfä llen  
nachgewiesen hat. D azu hä tte  es fre ilich  n ich t des  neuen  Ins trum ents  
bedurft.

Zu den  B e d ing ungen  im  e inze ln en  vgl. S e chs te r Jah resbe rich t de r 
K o m m iss ion  übe r d ie  A n tidum p ing - und  A n tisubven tion sm aß nahm en , 
KO M  (89), 6  end g ., B rüsse l, 2 1 .3 .1 9 8 9 , S. 12.

Vgl. P a trick  A. M e s s e r l i n :  T h e  EC  an tid um p ing  regu la tion :
A  firs t econ om ic  app ra isa l, 1980-85 (e rsch e in t im  W e ltw irtscha ftlich en  
A rch iv  1989).

V e rsch iedene  U n te rsuchu ngen  e rgebe n , daß d ie  „T echn ik “  d e r K om ­
m iss ion  D u m p ingm argen  „p ro d u z ie rt“ , d ie  ökon om isch  n ich t b eg rün de t 
bzw. w e it übe rhö h t s ind . Vgl. C h ris to p h e r N o  r a 11: N ew  tren ds in a n ti­
dum p ing  p rac tice  in B russe ls , in : the  W orld  Econom y, Vol. 9 ,1 9 8 6 , Nr. 1, 
8 ,  97  ff.; B ria n  H i n d I e y  : D u m p ing  an d  the  Far E ast trad e  o f the 
E u ropean  C om m unity , in :T h e W o rid  E co n o m y  Vol. 11,1988, Nr. 4 ,8 .4 4 5  
ff.; d e r s . :  T he  des ign  o f Fortress Europe, in : F inanc ia l T im es  vom  6. 
1 .1989.

® Zu de n  M ode llrechnun gen  vgl. C o m m iss io n  o f th e  E u rop ean  C o m m u ­
n ities : R esearch  on the  „C o s t o f N o n -E u ro p e “ . B as ic  find ings , Luxe m ­
burg  1988, S. 5 5 9 « .
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m einschaft in Drittländer m ittelfristig m it rund 10 % noch 
stärker steigen als die Im porte von dort. Auch der Im ­
portsog ist freilich beträchtlich, und die Anstiegsrate der 
Im porte könnte durch (von der EG -Kom m ission befür­
wortete. den W achstum seffekt auf etwa 7 % erhöhende) 
m akroökonom ische Expansionsm aßnahm en an den 
Exportzuwachs angeglichen werden.

Kostensenkungseffekte des Binnenmarktes

IJber den W achstum seffekt hinaus profitieren Unter­
nehm en aus Drittländern auch unm itte lbar von der B in­
nenm arktinitia tive. Exporteure können sich in Zukunft 
dasjenige EG-Land aussuchen, dessen technische Vor­
schriften. Zulassungsbestim m ungen. Prüf- und Zertifi­
z ierungsverfahren ihnen am günstigsten erscheinen, 
und dann in alle Länder der G em einschaft ohne Erneue­
rung dieser Form alitäten liefern. Soweit e inheitliche 
Euro-Norm en geschaffen werden, ergibt sich im Prinzip 
der gleiche, kostensenkende Effekt. A llerdings wird ins­
besondere in Entw icklungsländern und in O steuropa 
befürchtet, daß harm onisierte S tandards und Industrie­
norm en eine Höhe erreichen, m it der Anbieter aus die­
sen Regionen nicht m ehr m ithalten können'^. E rhebli­
che Kostensenkungen erm öglicht ebenfa lls die Beseiti­
gung der innergem einschaftlichen Grenzkontrollen. Sie 
kom m t auch D rittlandsanbietern zugute, die z. B. den 
Vertrieb an einem  O rt der G em einschaft zentra lisieren 
und von dort aus die regionalen Märkte unbehindert und 
zu niedrigen Frachtraten -  die L iberalis ierung der Ver­
kehrsm ärkte m acht es m öglich -  versorgen können.

In anderen Bereichen des B innenm arktprogram m s 
gelangen Drittländer nicht so unm itte lbar in den Genuß 
der innergem einschaftlichen Liberalisierung. Zu nen­
nen sind vor allem  das öffentliche Beschaffungswesen 
und die D ienstle istungen. Hier wird das Ausmaß der 
D rittländerbeteiligung im wesentlichen durch in ternatio­
nale Verhandlungen auf bi- und m ultila tera ler Ebene be­
stimmt.

W ichtige Teilbereiche der öffentlichen Auftragsver­
gabe werden durch den G overnm ent Procurem ent 
Code des GATT nicht erfaßt, so die Telekommunikation, 
das Transportwesen, die W asser- und Energieversor­
gung. Diese Märkte sind auch innerhalb der EG entlang

”  Vgl. H o rst G. K r e n  z i e r :  P a rtne r o d e r Festung  E u rop a?  D ie A u s ­
w irku n g e n  des  B innen m ark tes  1992 au f D rittländer, in: E G -N a ch ric tite n  
N r  10 vom  30. M ai 1989, S. 5.

Vgl. E in h e itlic tie  E u rop ä ische  A kte , a bg ed ruck t im  B u lle tin  de r EG, 
B e ila ge  2 /1986, S. 14.

Vgl. D avid  H e n d e r s o n :  1992: T h e  e x te rna l d im en s ion . O cca ­
s io na l P aper N r  25 de r G rou p  o lT h ir ty , N e w  York, London  1989, S. 14.

“  Vgl. K om m iss ion  d e r EG : Z w e iu n d zw a n z ig s te r G esa m tb e rich t über 
d ie  Tä tigke it de r E u rop ä ischen  G em e inscha ften  1988, B rüsse l, Luxe m ­
burg 1989, S. 345.

der nationalen Grenzen segm entiert. In Zukunft sollen 
hier, so heißt es im Binnenm arkt-W eißbuch, g leichbe­
rechtigt neben den nationalen „H oflie fe ranten" Anbieter 
aus anderen M itg liedstaaten Zugang erhalten. Das glei­
che gilt für den privaten D ienstle istungssektor. H ier ste­
hen der Verkehr, die Banken und Versicherungen im 
Brennpunkt. Auch diese Bereiche unterliegen noch 
nicht den GATT-Regeln. Die gem einschafts in terne Libe­
ralisierung muß daher nicht gem äß dem  M eistbegünsti­
gungsgrundsatz auf D rittländer übertragen werden.

Pyramide der Privilegien?

W ie w e it die Bere itschaft der EG zur „E rosion" der 
G em einschaftspräferenz gehen wird, bleibt abzuwar­
ten. H insichtlich des öffentlichen Auftragswesens ist 
Skepsis vor allem  deswegen angebracht, weil in hohem 
Maße Hochtechnologiebranchen w ie z. B. der Fernm el­
desektor betroffen sind. In der E inheitlichen Europäi­
schen Akte wird der Beitrag der öffentlichen Auftragsver­
gabe zur technolog ischen Entw icklung Europas aus­
drücklich gew ürd ig t’®. Das Ziel lautet, m it Japan und den 
USA gleichzuziehen.

Abzuwarten bleibt auch, w elche G egenleistungen die 
EG von ihren Verhandlungspartnern fordern und welche 
Unterscheidungen sie zw ischen D rittländern treffen 
wird. Die G efahr ist nicht von vornherein von der Hand 
zu weisen, daß erneut eine „P yram ide der P riv ileg ien“ 
aufgebaut wird, so w ie sie bereits in den bestehenden 
Handelsverträgen der G em einschaft zu erkennen ist. 
Dort stehen die EFTA-Länder an der Spitze, gefolg t von 
den AKP-Staaten und den M ittelm eeranrainern, w äh­
rend die übrigen Entwicklungsländer, die außereuropäi­
schen Industriestaaten und die M itglieder des RGW  am 
unteren Ende rangieren. A lle in gegenüber den Entwick­
lungsländern lassen sich je nach dem  Ausm aß der ge­
währten Präferenzen nicht weniger als elf Länderkate­
gorien untersche iden’®.

EG-Vertreter werden nicht m üde zu beteuern, daß die 
Verhandlungen m it D rittländern nach dem  Grundsatz 
globaler, d. h. nicht auf bestim m te Länder oder Bran­
chen verengter Reziprozität ge führt werden. G leichzei­
tig heißt es, daß „d ie  Kom m ission den Begriff der Rezi­
prozität nicht so versteht, daß alle Partner die gleichen 
Zugeständnisse einräum en oder daß die G em einschaft 
von allen ihren Partnern Zugeständnisse verlangt. Bei­
spie lsw eise wird sie keine Zugeständnisse von Entw ick­
lungsländern verlangen, die außerstande sind, solche 
zu gewähren"^“ . Die Zukunft w ird zeigen, ob diesen heh­
ren W orten Taten folgen. Die b isherige Handelspolitik 
der EG und ihrer M itgliedstaaten gibt wenig Grund zu 
O ptim ism us.
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